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g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklägteo

Der 4° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am ■5„ Dezember 4975 durch den

Präsidenten Profa Dr° W a n n a g a t sowie die
Richter Dr° S c h u b e r t und H e y e r 'und die

ehrenamtlichen Richter R e i m e r und
B e n e d y c 2 u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin Werden das Urteil des

_
Bayerischen Lendessozialgerichts vom 24° Oktober 4972

und das Urteil des Sozialgerichts Hünchen vom ■60 Sep—

tember 4974 aufgehoben„ ‘

Es wird festgestellt, daß die Beklagte für die Fest?
stellung und Zahlung der Leistung zuständig ist‚ die

dem Rentenempi‘änger Konrad N .:::;111;i;—:111111':1..1,nach Arte 2 @ 57

Abs° 5 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—w
gesetzes zu gewähren ist°

f„'Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht zu

'erstatteno
_

' _, t
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Die Beteiligten streiten darüber, welcher Versicherungs—

träger nach 5 90 Abs° 4 des AngestelltenVersicherungs-

gesetzes (AVG) für die Feststellung und Zahlung der dem
Versicherten nach Art° 2 5 57 Abs° 2 des Angestellten—
versicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) zustehenden

Leistung zuständig ist°

Der
am 24° Februar 4904 geborene Versicherte Konrad

Nli23121 bezog seit dem 40 Juli 4950 aus der Angestellten—
versicherung (AnV) Ruhegeld wegen Berufsuni‘ähigkeit° An—

läßlich der Rentenreform des Jahres 4957 stellte die

beklagte Bundesversicherungsanstalt für Angestel te (BfA)

die Rente gemäß Art„ 2 5 34 AnVNGzum 4„ Januar 4957 um„
Sie gewährte die Rente vom 4° Januar 4957-an als Rente

—wegenErwerbsunfähigkeit im Sinne des 5 30 Abs° 2 AVG° Für
den Versicherten wurden in der Zeit von September 4959 bis

Dezember 4964 für 64 Kalendermonate Pflichtbeiträge zur

Arbeiterréhtenversicherung (ArV) entrichtet„ Nach;

dem der Versicherte im Februar 4969 sein 65; Lebensjahr

vollendet hatte‚ errechnete die Klägerin auf Veranlassung
der Beklagten‚ daß die Neuberechnung der Rente nach den
Vorschriften der 55 54 bis 59 AVG gemäß Art„ 2 5 57
Abs° 3 Satz 4 AnVNG einen geringeren Rentenbetrag (489‚50NDH)}

ergab als die Erhöhung der nach Art„ 2 $ 34 AnVNG umge-
stellten Rente auf 45/45 des bisherigen monatlichen Zahl-

/ betrages gemäßArt, 2 5 57 Abs“ 5 Satz 4 AnVNG(252,40 DM)„
Der Versicherte verzichtete daraufhin auf die Berechnung

>seiner Rente nach Art° 2 5 37 Abs° } Satz 4 AnVNG„ Die
Beklagte lehnte es ab; für den Versicherten die Rente nach
Art„ 2 5 57 Abs° 5 AnVNG neu festzustellen und zu zahlen„

‚Darauf stellte die Klägerin mit Bescheid vom 28° $eptember
4969 die Rente nach Art° 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG neu
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fest und erklärte zugleich, die Rente werde nur unter Vor—
‚

behalt gezahlte

Mit der Klage begehrt die klagende Landesversicherungs—

anstalt (LVA) die Feststellung‚ daß die beklagte BfA der

für die Feststellung und Zahlung der Rente nach Art° 2

5 57 Abs° } AnVNGzuständige Versicherungsträger seio
Sie meint, nachdem der Versicherte auf die Neuberechnung

der Rente nach Art„ 2 5 57 Abs° ; Satz 4 AnVNGverzichtet

habessei die Rentenach Art° 2 5 57 Abs° 5 Satz € AnVNG
zu

erhöhen; hierfür sei die Beklagte der zuständige Ver—

sicherungsträger; denn diese Erhöhung beruhe nicht auf

einem neuen Versicherungsfall und stelle auch nicht die

Gewährung einer anderen Rente‚ sondern nur den zweiten

Teil und den Abschluß der Rentenumstellung dar„ Für die

Erhöhung der Rente bleibe der Vérsicherungsträger zuständig‚

der die umgestellte Rente bis zur Vollendung des 650 Lebens—

jahres des Rentenempfängers gezählt habe° Nur wenn eine

"andere“, nach Art° 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG neu zu be—
rechnende Rente festzustellen und zu gewähren sei9 wäre‚'\

sie — die Klägerin — zuständige Eine solche andere Rente

U
)

}.
1.

e aber im Hinblick auf den wirksamen Verzicht des Ver—

„.=icherten nicht zu gewähren° 5

Demgegenüber ist die
Beklagte

der Auffassung, eine einmal

kraft Gesetzes eingetretene Zuständigkeit des Versicherungs—

trägers könne durch den Verzicht des Versicherten auf eine

leistung nicht beseitigt werden (BSG 25, "”36O)°

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen; Das'
Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der

klägerin mit Urteil vom 24° Oktober 4972 unter Zulassung

-der Revision zurückgewiéseno Zur Begründung hat es ausge—

führt, für die Erhöhung einer nach Inkrafttreten des AnVNG

umgestellten Rente auf 45/45 des bisherigen monatlichen

Zahlbetrages nach Art" 2 5 57 Abs„ 3 Satz 4 AnVNG bleibe

‘der bisherige Versicherungsträger zuständig, der die um—

gestellte Rente bis zum 650 Lebensjahr gewährt habe? auch

wenn der letzte Beitrag zu einem anderen Versicherungszweig

—4-
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entrichtet worden sei° Die bloße Erhöhung einer nach

Art, 2 5 54 AnVNGumgestellten Rente bei Vollendung des
65“ Lebensjahres beruhe nicht auf dem Versicherungsfall des

Alters im Sinne des neuen Rechts, sondern stelle eine reine

Neuberechnung der umgestellten Rente dar° Für die Neu—

berechnung der Rente nach Art° 2 5 57 Abso 5 Satz # AnVNG

sehe aber das Gesetz eine Neufeststellung der Rente im

Wege_der_Umwandlung auf Grund der Vorschriften des Neu—
regelungsgesetzes und auf Grund des Versicherungsfalles

des Alters im Sinne des neuen Rechts vor, wofür die Er—
füllung der großen Wartezeit Voraussetzung sei (BSG 52, 85),

Für die Feststellung und Zahlung dieser nach den Vorschriften

,des neuen Rechts berechneten Rente sei der Träger des Ver-

sicherungszweiges zuständig, zu dem der letzte Beitrag

entrichtet_worden sei, also die Klägerin° Ein wechsel

fder Zuständigkeit des Versicherungsträgers finde statt,

wenn vor Eintritt eines neuen Versicherungsfalles Beiträge

zu einem anderen Versicherungszweig entrichtet worden

seien (BSG in SozR Nr, 40 zu 5 4544 der Reichsversicherungs—

ordnung —RVO—)°

Die Entscheidung hänge demnach davon ab, ob hier der Ver—

sicherungsfall des Alters im Sinne des neuen Rechts mit
Vollendung des 65° Lebensjahres des Versicherten einge—

treten sei oder nicht, ohne Rücksicht darauf, daß der Ver—

Sicherte das ihm nach Art° 2 5 57 Abs„ 5 Satz 4 und Satz 4
AnVNG zustehende Wahlrecht ausgeübt und auf die Neu—

borechnung der Rente nach den Vorschriften des neuen
Rechts verzichtet habe° Der Versicherungsfall des Alters
wegen Vollendung des 65° Lebensjahres sei trotz des
Verzichts eingetreten° Nachdem die Voraussetzungen des
Art° 2 5 37 Abs° 5 Satz 4 AnVNG vorgelegen hätten, sei die
Heute neu zu_berechnen und die neu berechnete Rente sei

das Altersruhegeld im Sinne des 5 25 Abs° 4 AVG, Für die
Berechnung und Zahlung dieser Rente sei die Zuständigkeit

der Klägerin gegeben, Auch wenn der Versicherte auf eine
Leistung aus den seit dem Jahre 4957 zur ArV entrichteten
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'Beiträgen verzichtet habe; seien die Beiträge gleichwohl
wirksam und existent und diese Beiträge seien für die Fest—

stellung und Leistung der Rente auf Grund des neu einge—

tretenen Versicherungsfalles des Alters maßgebendo Es sei

anerkannte Rechtsprechung‚ daß ein Verzicht auf eine

Leistung eine Zuständigkeit nicht ändere (BSG 25‚ qeo)a’-

Die Klägerin müsse also ab 4° März 4969 die bisher von

der Beklagten gewährte Leistung, erhöht.um 2/45 des

Zahlbetrages‚ übernehmen°
x .„„,„3‘ I““‘ _;>.„‚

Gegen das Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt° Sie

rügt Verletzung des Art„ 2 5 57 Abs° 3 AnVNGund des
Art° 2 5 58 Abs° 5 des Arbeiterrentenversicherungse

Neuregelungsgesetzes (ArVNG) sowie des 5 90 AVG und des
5 4544 RVG° Die Klägerin verbleibt bei ihrer Auffassung5

der Verzicht des Versicherten auf die Neuberechnung seiner

Rente nach Art„ 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG habe zur Folge‚

daß lediglich die Erhöhung der Rente nach Arte 2 5 57
Abs„ 5 Satz 4 AnVNG durchzuführen sei, so daß der für
die Umstellung im Jahre 4957 zuständige Versicherungs—

träger, also die Beklagte, zuständig bleibe°
_,

'

Die Klägerin beantragt sinngemäß, das Urteil des.

Bayerischen Landessozialgerichts vom 24° Oktober 4972« "

und das Urteil des Sozialgerichts München vom 460 September

4974 aufzuheben und festzustellen‚ daß die Beklagte für die

Feststellung und Zahlung der Leistung zuständig ist? die

dem Hentenempfänger Konrad Nä:_‘::;i:j;_'_f:::j}_TlaChArt„ 2 5 57
(‚abs° 5 AnVNG zu gewähren isto ' ‘ "l ’ ‘ ’ H

Die Beklagte beantragt‚ die Revision zurückzuweisen°

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffende

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden

erklärt° “ ’ “
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Die Revision der Klägerin ist begründet„

Entgegen der Ansicht des LSG ist die Beklagte für die,
Feststellung und Zahlung der dem Versicherten Konrad NiÜIIÜIZL.

nach Vollendung seines 65° Lebensjahres nach Art° 2 5.57 /

Abs° 5 AnVNG zustehenden Leistung der zuständige Versiche—

rungsträger° Für die nach dieserkVorschrift durchzuführende
Neufeststellüng der nach Art° 2 5 54 AnVNG-umgestellten
Rente bleibt der Versicherungsträgerzuständig9 der die

Rente umgestellt hat‚ ungeachtet dessen, ob der Renten- '
empfänger nach dem Inkrafttreten des AnVNG bis zur Voll—

‘ endung seines 650 Lebensiahres Beiträge zu einem anderen
Versicherungszweig entrichtet hat und ob die Neuberechnung

der Rente nach Art° 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG durchzuführen

ist°

Für die Feststellung und Zahlung der einem Versicherten

der Wanderversicherung (@ 87 ff AVG) zustehenden Leistung

ist der Träger des Versicherungszweiges zuständig, an den

der letzte Beitrag entrichtet worden ist (@ 90 Absc 4
Satz 4 AVG: 5 4544 Abs° 4 Satz 4 RVG)° Hierzu hat der
4° Senat des Bundéssozialgerichts (BSG) in seinem Urteil

vom 4° Juli 4965 (BSG 25‚ 460) die Auffassung vertreten?
allein die Tatsache der Beitragsentrichtung sei für die
Zuständigkeit des Versicherungsträgere von Bedeutung9 und

—zwar komme es auf die Beiträge an5 die zur Zeit‘der

Erteilung des neuen Bescheides entrichtet gewesen seien„

Daher könne der Versicherte die Zuständigkeit eines Ver;
sicherungszweiges nicht dadurch beseitigen° daß er während

des nachfolgenden gerichtlichen Verfahrens auf Leistungen

aus den zu diesem Versicherungszweig entrichteten Bciträgen

verzichteto In dem vom 4„ Senat zu beurteilenden Fall war

aber über die Erhöhung der umgestellten Rente auf 45/45
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‚des bisherigen monatlichen Zahlbetrages nach Art° 2 5 57

Abs° 5 Satz 4 AnVNG bereits abschließend entschieden, ging es

um die Berücksichtigung schon seit 1945 zu einem anderen

Versicherungszweig entrichteter Beiträge und war auf Grund

eines neuen Antrages des Versicherten zu entscheiden° Der .—‘“

4„ Senat hat sich also nur dazu geäußert, daß ein Wander—

versicherter nicht durch den Verzicht auf Leistungsanteile

aus dem einen Versicherungszweig die durch die letzte

Beitragsentrichtung begründete Zuständigkeit des Versiche—

rungsträgers nach 5 4544 RVO verändern kanna Im vorliegenden

Fall dagegen geht es darum? welcher Versicherungsträger.

für die Feststellung und.Zahlung der Leistung zuständig

ist‚ die dem Rentenempfänger einer umgestellten Rente nach

Art„ 2 € 57 Abs() 3 Satz 4 oder Satz 4 AnVNG nach Voll—

endung seines 65° Lebensjahres zustehto' „‘ ‘ "

Daß nicht in jedem Falle für die Zuständigkeit des Ver—

sicherungsträgers nach 5 90 Abs° 4 Satz 4 AVG allein maß—
gebend" ist‚ an welchen Versicherungszweig der letzte Beitrag

wirksam entrichtet worden ist‚ ist in der Rechtsprechung

des BSG bereits mehrfach ausge3prochen worden (vgl° SozR

Nr° 4 zu @ Ä42f EVO und Nr° 40 zu 5 4544 RVO)„ Der erkennen—

de Senat hat — worauf das LSG bereits hingewiesen hat —
' "

in seinem Urteil vom 47° November 4970 (BSG 52‚ 85 ff) in
Übereinstimmung mit den Entscheidungen des 42° Senats t_7’

.(Nitteilung Ruhrknapps0haft 4968, 427 ff) und des .‘
4%“ Senats (SozR Nr° 44 zu Arto 2 5 58 ArVNG) für die Neu— ;.
berechnung der Rente nach Art„ 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG li*

ausgesprochen, daß das Gesetz hier eine Neufeststellung im

Wege der Umwandlung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in >

das Altersruhegeld nach den Vorschriften des Neuregelunge—

gesetzes auf Grund des Versicherungsfalles des Alters im
Sinne des neuen Rechts vorsieht; bei den nach Art° 2 5 57

Abs° 5 Satz 4 und 4 AnVNG berechneten Renten handelt es
sich nicht um die gleiche, nur anders berechnete Rente;

vielmehr wird nach Satz 4 die nach den vor dem 40 Januar

€??? geltenden Vorschriften berechnete und nach Art„ 2
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5 51 ff AnVNG umgestellte Rente durch die Erhöhung des

bisherigen monatlichen Zahlbetrages ohne—Neuberechnung der

Rente weiter gewährt, die nur als Altersruhegeld im Sinne-

des 5 54 AVG “gilt“; mit der nach Satz 4 neu berechneten
Rente dagegen wird unter Umwandlung und Wegfall der bis—

herigen Rente wegen Erwerbsunfähigkeit eine andere Rente

gewährt, die das_Altersruhegeld im Sinne des 5 54 AVG
"ist"° Die bloße Erhöhung der nach Art° 2 € 51 AnVNG

umgestellten Rente bei Vollendung des 65°Lebensjahres be—

ruht demnach nicht auf einem neuen Versicherungsfall des

Alters im Sinne des neuen Rechts9 sendern auf denselben

bereits vor dem Inkrafttreten des AnVNG eingetretenen Ver—

sicherungsfall der Berufsunfähigkeit im Sinne des früheren
Rechts und stellt eine reine Neuberechnung der umgestellten

Rente daro Demgegenüber handelt es sich bei der Neuberechnung

der Rente nach Art° 2 € 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG um eine
regelrechte Umwandlung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in

das Altersruhegeld im Sinne des neuen Rechts, die auf dem

neu eingetretenen VersiCherungsfall des Alters wegen Voll—

endung des 65° Lebensjahres beruht° ‘

Hiernach wird die einmal begründete Zuständigkeit eines Ver?

sicherungsträgers (Versicherungszweiges) für die Fest—
stellung und Zahlung der Leistung nicht geändert‚ sondern.

bleibt bestehen, wenn die Neufeststellung der Leistung ohne
Eintritt eines neuen Versicherungsfalles erforderlich wird‚

wenn sie also nur die Erhöhung der bereits festgestellten
und gezahlten laufenden auf demselben Versicherungsfall be—

ruhende Rente betrifft° Dies träfe für die Neuberechnung

der umgestellten Rente bei Vollendung des 65„ Lebensjahres

durch Erhöhung des bisherigen monatlichen Zählbetrages auf
45/45 nach Art; 2 5 57 Abso 5 Satz 4 AnVNGzu„ Für diese
bloße Erhöhung der Rente wäre demnach die Zuständigkeit
des Versicherungsträgers begründet, der die am 31° Dezember

1956 laufenden Rente wegen Bérufsunfähigkeit umgestellt hat,
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also die BfA, ohne daß es darauf ankäme‚ daß die
letzten Beiträge an die BVA entrichtet sind° Für den

ÄFell der Umwandlung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in

das Altersruhegeld wegen Vollendung des 65° Lebensjahres

wird mit Recht angenommen‚ daß für die Feststellung und

Zahlung der neuen und anderen Rente? des Altersruhegeldes,

ein Wechsel in der Zuständigkeit des Versicherungsträgers

' nach @90 Absa.4 Satz 4 AVG eintritt‚ wenn während des_'
Bezuges der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit der letzte“

Beitrag zu einem anderen Versicherungszweig entrichtet

werden ist; denn das Altersruhegeld beruht auf dem Ein—
‘tritt des neuen Versicherungsfalles des Alters wegen Voll—

endung des 65° Lebensjahres und-macht die Neufeststellung

_einer anders gearteten und neuen Leistung erforderlich

(Verbliomm° 6° Aufl„‚ 5 4511, Anm„ 4; Koch/Hartmann/v° Alt-

rock/Fürst, AVG 20/5° Aufi„‚ % 90 AVG s„_v soo)°

In Anwendung dieser Grundsätze haben die Vorinstanzen

fin Übereinstimmung mit der Ansicht der Beklagten angenommen9

_für die bloße Erhöhung der umgestellten bisherigen Rente

isch Arte 2 5 57 Abso ; Satz 1 AnVNGsei die BfA, für
die Neuberechnung des Altersruhegeldes nach neuem

Recht gemäß Art° 2 5 57 Abs„ 5 Satz 4 AnV’G dagegen die
klagende LVA der zuständige Versicherungsträgerc Diese

Auffassung hätte aber zur Folge, daß in ein und derselben

“Vorschrift für die Feststellung und Zahlung der dem Renten—“iu
empfänger bei Vollendung seines 65° lebensjahres zustehenden

— einen — Leistung die gleichzeitige und nebeneinander

bestehende Feststellungskompetenz mehrerer Versicherunge—
V_träger verschiedener Versicherungszweige begründet wird?

je nachdem welche Leistung festzustellen und zu gewähren ist,

ob die nach Satz 4 oder nach Satz 4 des Arto 2 € 37 Abs° 3
‚‘AnVNG° Ein solches Ergebnis kann nicht richtig sein‘) denn

‚es ist unvereinber mit den sich aus € 90 AVG ergebenden

Grundsätzen, wonach für die Feststellung und Zahlung einer

dem Versicherten zu gewährenden Leistung stets nur gipg_
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Versicherungsträger zuständig sein soll und kann„ Deshalb

.soll gerade auch über den dem Wanderversicherten zuge—

billigten Anspruch auf eine Gesamtleistung aus den ver—

schiedenen Versicherungszweigen nur noch ein Versicherungs-

träger einheitlich entscheiden (vgl° hierzu BSG 11, 69,

72; SozR Nr„ 6 zu 5 4424 EVO) Auch für die Feststellung
und Zahlung des dem Rentenempfänger nach Vollendung seines

65„ Lebensjahres gemäß Arto 2 5 37 Abs° 5 AnVNGzustehenden
Altersruhegeldes kann schon aus

Gründen der reinen Zweck—

mäßigkeit, um sich widersprechende Entscheidungen ver—

schiedener Versicherungsträger zu veneiden, vernünftiger—

weise nur ein Versicherungsträger zuständig sein° Das gilt

um so mehr, als es sich bei der Neufeststellung der Rente

nach Art° 2 5 37 Abs° } AnVNGnur um die Feststellung
einer Mehlschuld handelt, da der Rentenempfänger Anspruch

nur auf die eine oder die andere Rente hat„ Dies gebietet

neben der notwendigen VerwaltungSVereinfachung aber auch

der Grundsatz der Sicherheit und Klarheit bei Regelung

der Zuständigkeit des Versicherungsträgers zur Feststellung

und Zahlung von Versicherungsleistur gene Die für die Ge—

währung des Altersruhegeldcs notwendigen Feststellungen

und Berechnungen, wie sie in Satz 4 und 4 des Art° 2 5 57
Abs° 5 AnVNG in ihrer Wechselwirkung und gegenseitigen

Abhängigkeit vorgeschrieben sind, können sinnvol und

wirkungsvoll nur von einem Versicherungsträger einheitlich

durchgeführt werden° Zudem läßt die gesetzliche Regelung

des Art° 2 € 37 Ab::° 5 AnVNG insgesamt erkennen, daß es
sich bei ihr um eine einheitliche, dem Abschluß der Renten-

umstollung dienende, in ihren Teilbestimmungen voneinander

abhängige VorSchrift des Übergangsrechts handélt,_die als

eine Sonderiegelung allein bezweckt, dem Rentenempfänger
einer umgestellten Rente bei Vollendung seines 65„ Lebens—

jahres das Altersruhegeld in einer den Grundsätzen■des
Neuregelungsgesetzes möglichst angepaßten Höhe zu gewähren;

Daß es sich auch bei der Regelung in Satz 4 des Art° 2 5 37
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Abs° 5 AnVNG nur um eine Überga■g8vorschrift zum AbsChluß

der Rentenumstellung handelt, ergibt sich schon daraus,

daß sie sich allein auf solche Empfänger umgestellter Renten

bezieht, für die die besondere Voraussetzung €Tfülit i5ty
daß für sie in der Zeit nach Inkrafttreten des AnVNG

Beiträge für mehr als 42 Monate entrichtet Sindo_Es ist

also nicht für jeden Rentenempfänger einer umgestellten

Rente, der nach dem Inkrafttreten des AnVNG das 65° Lebens—

jahr vollendet? die Neuberechnung der Rente nach den

Vorschriften des neuen Rechts anf Grund des Versicherungs—
.falles des Alters wegen Vollendung des 65° Lebensjahres

vorgeschrieben, selbst wenn er die große Wartezeit erfüllt

hat° Das Gesetz trägt also auch in dieser Bestimmung der

bis zum 54° Dezember 4956 gegebenen Rechtslage Rechnung,
daß für Rentner‚ die bereits wegen Berufsunfähigkeit eine
Rente bezogen, ein weiterer Versicherungsfall des Alters

nicht mehr eintreten konnte‚ weil das alte Recht einen

solchen Versicherungsfall nicht kannte° Nur solchen

Empfängern umgestellter Renten, für die seit dem 40 Januar

4957 für mehr als 42 Monate Beiträge entrichtet worden

sind‚ sollten die günstigeren Auswirkungen der gesetzlichen
Neuregelung nicht verwehrt werden° Gleichwohl bleibt aber

die Neuberéchnung der Rente nach den Vorschriften des neuen
Rechts eine Sondérmaßnahme im Rahmen der Rentenumstellung„

Dies ist aber von besonderer Bedeutung für die Beurteilung‚

welcher Versicherungsträger für die Neuberechnung der Rente

gemäßArt° 2 € 57Abs.5 Satz4 AnVNGzuständigist° Handelt
es sich hierbei um eine Sonderregelung der Rentenumstellung,

so bleibt auch aus diesem Grunde die Zuständigkeit des

Versicherungsträgers bestehen9 der die am 540 Dezember 4956

laufende Rente vom 4„ Januar 4957 an nach Art„ 2 5 34
AnVNG umgestellt hat„

_42_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_42_

Für Rehtenempfänger umgestellter Renten, die bei Vollendung

ihres 65„ Lebensjahres zwar in der Zeit nach dem Inkraft—

treten des ÄnVNG Beiträge zu einem anderen Versicherungs—

zweig„ aber für weniger als 42 Monate entrichtet haben‚

bleibt für die Feststellung und Zahlung der nach Art° 2

5 57Abs° 5 AnVNG zu gewährenden Leistung der Versicherungs-

träger zuständig, der die Rente umgestellt hat° Denn auch .

die erhöhte Rente beruht auf demselben Versicherungsfall°

Etwas anderes kann aber aueh nichtgelten9 wenn für den
Rentehempfänger einer umgestellten Rente für mehr als

42 Monate Beiträge zu einem anderen Versicherungszweig

entrichtet sind„ Denn auch die Neuberechnung der Rente

nach neuem Recht auf Grund des Versicherungsfalles des

Alters wegen Vollendung des 650 Lebensjahres ist nicht

losgelöst von der Rechtsstellung des Rentenempfängers

als Bezieher einer umgestellten Rente9 die auf dem früheren

Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit beruhte° Die
Sonderregelung des Arte 2 € 37 ibso 5 Satz 4 AnVNG

betrifft also ausnahmsweise diejenigen Versicherten?
für die der ihr Versicherungsleben abschließende Ver-

sicherung_fall der Berufsunfähigkeit bereits vor dem

40 Januar 4957 eingetreten war und ein weiterer Versiche—

rungsfall des Alters nicht eintreten konnte? die aber gleichw

wohl im Rahmen der Rentenumstellung die Vergünstigung

erhalten sollten‚ daß die ihnen bereits gewährte Rente
nicht nur mit dem Umstellungsfa tor von.4‚5 neu eu beef

rechnen war, sondern so behandelt werden sollten daß für

sie unter
ganz besonderen Voraussetzungen doch noch der

Versicherungsfall des Alters des neuen Rechts eintreten

kann und ihr Altersruhegeld nach den neuen Vorschriften

zu berechnen ist° Art° 2 5 57 Abs° 5 Satz 4 AnVNG betrifft

also nicht allein den sonst gegebenen Regelfall des neuen
Rechts‚ daß eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nach Voll-
endung des 65„ Lebensjahres in das Altersruhegeld um2u—

wandeln, also die Neufeststellung der Leistung nach Ein—

tritt eines neuen Versicherungsfalles erforderlich ist„

Vielmehr bezieht sich Arto 2 5 57 AbscögAnVNG mit seinen
Sätzen 4 und 4 im Rahmen der Rentenumstellung auf den
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gemischten Fall? daß sowohl ohne Eintritt als auch auf

Grund des Eintritts eines neuen Versicherungsfalles äie

Neufeststellung der Leistung zu erfolgen hat° Da gesetzlich

etwas anderesnicht vorgeschriebenist, bleibt die einmal
begründete sttändigkeit des Versicherungsträgers für eine

so geartete, einheitliohe, nur zür Wahl des Versicherten

gestellte Neufeststellung der Leistung bestehen9 so daß

die beklagte BfA der zuständige Versicherungsträger ist„‘

Aus diesen Gründen ist auf die Revision der Klägerin unter

Aufhebung der entgegenstehenden Urteile der Vorinstanzen

dem Klageantrag zu entsprechen° '

Die Kistenentseheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts»

gesetzes°
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